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Der VIII*Zivilsenat des Bundesgerichtshofs 
hat auf die mündliche Verhandlung vom 2 5 » Septem« 
ber 1972 unter Mitwirkung des Senatspräsidenten 
Dr* Haidinger sowie der Bundesrichter Mormann, 
Braxmaier, Dr. Hiddemann und Hoffmann

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des 10* Zivil­
senats des Oberlandesgerichts Düsseldorf vom 
5 » April 1971 wird auf Kosten der Beklagten 
zurückgewi e s en.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Den Beklagten wurde durch schriftlichen Vertrag 
vom 15. Juni i960 von der AEG ein nach § 7 c -EStG 
steuerlich begünstigtes und zinsloses Darlehen von 
4 300 DM zum Bau ihres Eigenheimes in H{ 
gewährt. In diesem Vertrag ist u.a. bestimmt:

”§ 2
Die AEG erhält das Recht, die Einlieger­
wohnung im Eigenheim im Einvernehmen mit 
dem Grundeigentümer als Werkswohnung der 
AEG zu vergeben. Nach Ablauf der Zweck­
bindung, also nach 5 Jahren, werden bis 
zu einer Gesamtdauer von 25 Jahren die 
Nachfolger durch die AEG im Einvernehmen 
mit den Grundeigentümern benannt.
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Die jeweiligen Mietverträge werden unmit­
telbar zwischen den Grundeigentümern und 
den Belegschaftsmitgliedern der AEG abge­
schlossen, bedürfen jedoch der Zustimmung 
der AEG. Die M e t  zinsen sind von den Mie­
tern unmittelbar an die Grundeigentümer zu 
entrichten.
Scheidet ein Mieter aus den Diensten der 
AEG aus, so sind die Grundeigentümer ver­
pflichtet, auf Verlangen der AEG den Räu­
mungsanspruch gegen den betreffenden M e ­
ter auf Kosten der AEG geltend zu machen.

§ 4
Das Baudarlehn wird zinslos gegeben und 
ist mit 4 % p.a. zu amortisieren. Die Til­
gungsraten sind monatlich mit der Mete zu 
verrechnen in der Form, daß die AEG dem 
einzuweisenden Mieter den Betrag von 15 DM 
vom Lohn bzw. Gehalt einbehält. In den Fäl 
len, in denen ein Mieter nicht mehr der 
AEG angehört, übernehmen die Grundeigentü­
mer die Verpflichtung der Rückzahlung in 
gleichen Raten.”

Die AEG unterhielt in H p p H H H I  einen Zweigbe­
trieb für Feinmeß- und Regeltechnik. Diesen brach­
te sie in die Klägerin, eine AG, gegen eine Be­
teiligung an deren Grundkapital ein. Am 1. Juli 
1968 trat die AEG alle ihre ”Rechte und Vergünsti­
gungen” aus dem mit den Beklagten geschlossenen 
Werkförderungsvertrag an die Klägerin ab.

Zum 31. März 1970 wurde die Einliegerwohnung 
frei. Zwei von der Klägerin vorgeschlagene Beleg­
schaftsmitglieder lehnten die Beklagten als Mieter 
ab. Sie vermieteten vielmehr an die Eheleute B p p p  

Frau B p p p  ist halbtags bei der Klägerin be-



- 4 -

schäftigt. Nach den innerbetrieblichen Abmachun­
gen zwischen der Geschäftsleitung und dem Betriebs­
rat der Klägerin sollen geförderte Wohnungen nur an 
Haupternährer einer Familie und nur mit Zustimmung 
des Betriebsrates überlassen werden. Beide Voraus­
set zungen treffen auf Frau B d H l  nicht zu. Frau 
B ^ | ^  zahlte ihre Miete voll an die Beklagten.Die­
se führten die Tilgungsraten in Abweichung von dem 
in § 4 des Vertrages vorgesehenen Verfahren für die 
Monate April bis September 1970 an die Klägerin, 
seit Erlaß des landgerichtlichen Urteils an die AEG 
ab.

Die Parteien streiten darüber, ob die Klägerin 
die Rechte aus dem Vertrag vom 15. Juni I960 gegen­
über den Beklagten geltend machen kann.

Die Klägerin hat die Feststellung verlangt,daß 
die Beklagten ihr gegenüber als Rechtsnachfolgerin 
der AEG an den Werkförderungsvertrag vom 15* Juni 
I960 gebunden seien. Außerdem begehrt sie Verurtei­
lung der Beklagten zur Kündigung des Mietverhältnis-r 
ses mit Frau Brunke zum nächstzulässigen Termin.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen, das 
Oberlandesgericht gab ihr statt. Mit der zugelasse­
nen Revision erstreben die Beklagten die Wiederher­
stellung des Urteils erster Instanz. Die Klägerin hat 
beantragt, die Revision zurückzuweisen.



Ent s che i dung; s gründe:

1. Der Vertrag vom 15. Juni i960 ist ein Werk­
förderungsvertrag. Ihre Rechte aus diesem Vertrag 
hat die AEG an die Klägerin abgetreten. Hier kann 
dahinstehen, ob die Abtretungserklärung vom 1. Ju­
li 1961 nicht in Wirklichkeit eine Übertragung der 
gesamten Rechtsstellung der AEG aus diesem Vertrag 
zum Gegenstand hatte (vgl. z.B. RGZ 130, 115, 113), 
und ob diese, soweit sie auf Übertragung von Pflich­
ten der AEG gerichtet war, zumindest als in Form 
eines Vertrages zugunsten Dritter ausgestalteter 
Schuldbeitritt anzusehen ist (vgl. BGB RGRK II.Aufl. 
§ 398 Anm. 6; Soergel/Siebert, BGB, 10. Aufl.,§ 398 
Nr. 6), wenn man nicht sogar annehmen will, daß spä­
testens in der Zahlung der Tilgungsraten an die 
Klägerin eine Genehmigung der Schuldübernahme durch 
die Beklagten (§ 415 BGB) liegt. Auf Jeden Fall ist 
eine Forderung aus einem gegenseitigen Vertrag ge­
nauso wie Jeder andere schuldrechtliche Anspruch 
nach § 398 BGB abtretbar (BGB RGRK aaO Anm. 16).

2. Wie das Berufungsgericht mit Recht angenom­
men hat, stand dieser Abtretung § 399 BGB nicht ent­
gegen. Die Vorschrift schließt in ihrem ersten Halb­
satz die Abtretung von Forderungen aus, wenn die Lei 
stung an einen anderen als den ursprünglichen Gläubi 
ger nicht ohne Veränderung ihres Inhalts erfolgen 
kann. Das ist zum Beispiel dann der Fall, wenn die 
Leistungshandlung des Schuldners verändert, insbe­
sondere zu seinen Lasten erschwert würde. Etwas Der­
artiges liegt hier unstreitig nicht vor. Von den Be-
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klagten wird nicht mehr verlangt, als daß sie ver­
tragsgemäß die Einliegerwohnung an vom Gläubiger 
im Einvernehmen mit den Beklagten ausgewählte In­
teressenten vermieten* Die Rechtsprechung nimmt aber 
einen Fall des § 399 *1. Alternative auch dann an,
wenn ohne Veränderung des Leistungsinhaltes die dem 
Gläubiger gebührende Leistung mit seiner Person der­
art verknüpft ist, daß die Leistung an einen ande­
ren Gläubiger als eine andere Leistung erscheinen 
würde•

a) Im allgemeinen wird angenommen, daß das 
Recht des Mieters auf Gebrauchsüberlassung wegen 
seiner meist gegebenen persönlichen Natur und,weil 
es sich um den Anspruch auf eine Dauerleistung des 
Vermieters handelt, zu den unter § 399 1. Halbsatz
fallenden Rechten gehört*

Darum handelt es sich hier aber nicht. Die AEG 
war nicht Mieterin der Beklagten. Die besondere per­
sönliche Beziehung, die der mietvertraglichen Ge­
brauchsüberlassung im Regelfall eigentümlich ist, 
fehlt hier also.

Gleichwohl meint das Berufungsgericht, das in 
einem Werkförderungsvertrag begründete Belegungs­
recht sei grundsätzlich nicht übertragbar, weil die 
Leistung des Schuldners, des Vermieters der geför­
derten Wohnung, entscheidend dadurch bestimmt wer­
de, aus welchem Personenkreis die zukünftigen Mie­
ter nach ihrem Beruf und ihrer sozialen Stellung 
auszuwählen sind. Ob diese Auffassung, für die man-
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ches spricht, zutrifft, bedarf keiner abschließen­
den Entscheidung. Keinesfalls ist nämlich die Mei­
nung der Revision richtig, daß bei grundsätzlicher 
Unübertragbarkeit des Belegungsrechts eine Abtret­
barkeit im Einzelfalle überhaupt ausscheidet. Viel­
mehr ist umgekehrt richtig, daß es im Rahmen des 
§ 399 Halbsatz 1 BGB ausschließlich darauf ankommt, 
ob der konkrete Abtretungsfall zur Veränderung des 
Leistungsinhalts führt. Insoweit gibt es, entgegen 
der Meinung der Revision, nicht etwa einen aus § 399 
BGB abzuleitenden Vertrauensschütz des Schuldners. 
Dessen Belange sind voll gewahrt, wenn die Abtre­
tung im Einzelfalle zu keiner inhaltlichen Verände­
rung seiner Leistung führt.

b) Das Berufungsgericht hat überzeugend dar­
gelegt, daß eine solche Veränderung hier nicht ein­
getreten ist. Der Kreis der Personen, aus dem die 
von den Beklagten nach § 2 des Vertrages anzuneh­
menden Mieter ausgewählt werden, ist nach den Fest­
stellungen des Berufungsgerichts derselbe geblieben, 
weil die Klägerin den früher zur AEG gehörenden Be­
trieb in vollem Umfang übernommen hat. Die Verpflich­
tung der Beklagten, ihre Einliegerwohnung von der 
Klägerin vorgeschlagenen Personen mietweise zu über­
lassen, bezieht sich also auf denselben Personen­
kreis wie vor der Übernahme des Betriebes durch die 
Klägerin. Von einer Änderung des Inhaltes der Lei­
stung der Beklagten kann danach keine Rede sein. Das 
gilt erst recht auch deshalb, weil unstreitig der 
Sachbearbeiter der Klägerin, der die Belegung der ge­
förderten Wohnungen bearbeitet, derselbe ist wie bei 
der AEG.



c) Unerheblich ist, ob, wie die Beklagten
- bestritten - behaupten, die Klägerin ihr Bele­
gungsrecht wunnachsichtigerH ausübt, als es ihre 
Rechtsvorgängerin, die AEG, getan hat. Das ist ein 
Umstand, der nicht den Inhalt der Leistung betrifft 
sondern nur die Art, wie das abgetretene Recht gel­
tend gemacht wird. Den Schuldner vor einer Verände­
rung der Qualität des Gläubigers in dieser Hinsicht 
zu schützen, ist § 399 BGB nicht da (BGB RGRK aaO 
§ 399 Anm. 6).

d) Das Berufungsgericht hat dem Feststellungs­
antrag deshalb zu Recht entsprochen.

3. Aber auch die Leistungsklage ist begründet. 
Will die Klägerin ihr Belegungsrecht mit Erfolg aus 
üben, so setzt das voraus, daß die derzeit von Frau 
B ^ m ^  belegte Wohnung frei wird. Dieses Ziel zu er



- 9 -

reichen, dient die Klage auf Kündigung des Mietver­
hältnisses der Beklagten mit Frau B ^ | ^ .

4. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 ZPO.

Dr. Haidinger Mormann Braxmaier

Dr.Hiddemann Hoffmann


	BUNDESGERICHTSHOF

	IM NAMEN DES VOLKES

	§ 4




